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Die Fahrzeuge von Eurobus sind seit 10. Juni im Linienverkehr in der Schweiz unterwegs. Nun beschäftigen sie auch die Politik. Foto: PD

Yvonne Debrunner

Die Diskussion verlief hitzig, die
Positionen waren unvereinbar.
Über Fernbusse debattierte der
Nationalrat gestern – und das,
obwohl es in derVorlage, die be­
handeltwurde, eigentlich uman­
deres ging. Mit dem Geschäft
«Organisation der Bahninfra­
struktur» wollte der Bundesrat
ursprünglich dafür sorgen, dass
alle Eisenbahnunternehmen
denselben Zugang zum Bahn­
netz erhalten.

Doch die Aktualität hat die
Politik überrollt. Seit dem 10. Juni
verkehren in der Schweiz Fern­
busse des Anbieters Eurobus.
Und so sind sie nun Bestandteil
der Vorlage – ein Umstand, den
Bundesrätin Doris Leuthard kri­
tisierte: «Die Diskussion wurde
aus Angst aufgenommen: Ups,
jetzt kommen da Fernbusse, und
wir wollten das eigentlich ver­
hindern.»

Dabei gebe es bereits Spiel­
regeln, sagte Leuthard. JederBus,
auch ein Fernbus, brauche eine
Konzession. Um eine solche zu

erhalten,müsse er Bedingungen
punkto Sicherheit, Ruhezeit usw.
erfüllen. «Was Sie hiervorhaben,
ist, die Situation noch zusätzlich
zu verschärfen», so Leuthard zu
den Nationalräten.

Aus Sicht der Konsumenten
sei es aberwünschenswert,wenn
es neue Angebote gebe. «Viele
Menschen, die sich kein Halb­
taxabo leisten können oder nicht
regelmässige ÖV­Nutzer sind,
werden hier mit einem Angebot
bedient.» Ausserdem müssten
die Fernbusse nicht vom Steuer­
zahler subventioniert werden.
Mit derBundesrätin einig gingen
Ulrich Giezendanner (SVP) und
Jürg Grossen (Grünliberale). Gie­
zendanner sagte, ohne Konkur­
renz werde man faul. Und Gros­
sen hielt fest, gerade in ländli­
chen Regionen bestehe Bedarf
für bessere und innovativere
Lösungen.

Den Fernbus­Befürwortern
stand eine breite Front gegen­
über. So sagte Philipp Hadorn
(SP), es gehe nicht, dass die mit
Steuergeld subventionierten Li­
nien durch «private Rosinenpi­

cker» ausgebootet würden. Die­
se würden sich die wenigen
hochrentablen Linien «unter den
Nagel reissen», aber die finan­
ziell uninteressanten den «Öf­
fentlichen» überlassen.

St.Gallen–Genf,Basel–Lugano
ImGrundsatz drehte sich die De­
batte um die Frage, ob Fernbus­
se den öffentlichen Verkehr er­
gänzen oder konkurrenzieren
würden. Grossen sagte: «DieAn­
gebote sind ergänzend und nicht
konkurrenzierend.» FürMichael
Töngi (Grüne) ist jedoch klar,
dass es sich umKonkurrenz han­
delt. Das zeigten die Linien, die
mit Fernbussen bedientwürden.
Eurobus fährt heute von St. Gal­
len nach Genf, von Basel nach
Lugano sowie von Chur über Zü­
rich und Bern nach Sitten. Das
seien «Filetstücke», sagte Töngi,
keine «sinnvolle Ergänzung des
Netzes in irgendwelche abgele­
genen Bergdörfer».

Martin Candinas (CVP) fügte
an, dass durch die «Rosinenpi­
ckerei» der öffentliche Verkehr
schlechter ausgelastet werde.

Dies vergrössere die finanzielle
Unterdeckung undmache höhe­
re Subventionen nötig. Leuthard
widersprach: Es fielen keine zu­
sätzlichen Subventionen an, da
Fernbusse ja in der Regel ergän­
zend seien. Sie träten also gera­
de nicht in Konkurrenz zum öf­
fentlichen Verkehr.

Es half nichts. Die Fernbus­
Befürworter unterlagen.DerNa­
tionalrat stimmte mit 100 zu 89
Stimmen für eine neueHürde zur
Erlangung einer Konzession.
Unternehmen, die eine solche
beantragen,müssen nachweisen,
dass sie bestehende Fernver­
kehrslinien nicht «existenziell
gefährden». Im Regionalverkehr
müssen sie zeigen, dass sie die
bestehenden, subventionierten
Linien «ergänzen».

Die Vorlage geht nun noch­
mals an den Ständerat. Dieser
hatte bei der letzten Beratung
einer noch strengeren Formulie­
rung zugestimmt. Die Hürde für
Fernbusse wäre nach ihm also
noch höher ausgefallen. Beide
Räte müssen eine gemeinsame
Lösung finden.

Zwischenhalt für Fernbusse
Verkehr Sind Fernbusse eine Ergänzung zum schweizerischen Schienennetz?
Oder sind sie Rosinenpicker, weil sie nur auf rentablen Linien fahren?

Sportartikel DieWerbeaktionwer­
de fürNike noch nach hinten los­
gehen,drohtenwütendeKunden.
Nike hatte vergangene Woche
eine gross angelegte Kampagne
mit demUS­Football­SpielerCo­
lin Kaepernick gestartet. Dieser
hatte vor zwei Jahren eine Reihe
von Protesten ausgelöst, indem
er während der Nationalhymne
vor Football­Spielen kniete, um
gegen Polizeigewalt gegen
Schwarze zu demonstrieren.US­
Präsident DonaldTrumpnannte
ihn dafür einen «Hurensohn».

Aus Ärger über die Werbeak­
tion von Nike verbrannten und
zerschnitten wütende Kunden
ihreNike­Produkte.Hashtagswie
#BoycottNike oder #Justburnit
machten auf sozialenMedien die
Runde.AuchTrumpmischte sich
wieder ein: Die Werbung sende
eine «furchtbareBotschaft».Nike
werdevonWutundBoykott getö­
tet werden. Tatsächlich sank der
Aktienkurs des Sportartikelher­
stellers nach Start der Kampagne
um 3 Prozent. Mittlerweile hat
sich die Aktie wieder erholt.

Zudem scheint die Aufmerk­
samkeit bis in die obersten Polit­
Etagen Nike eher Auftrieb gege­
ben zu haben: Seit Start derKam­
pagne vergangeneWoche haben
die Verkäufe im US­Onlinestore
vonNike um31 Prozent zugelegt.
Das zeigen Zahlen desMarktfor­
schers Edison Trends.

Vor allembei der jüngerenGe­
neration kommt die Aktion gut
an. Die meisten Nike­Kunden
sind Männer im Alter von 14 bis
22 Jahren. «Nike hat sich auf die
jüngere Generation konzentriert.
DieWerbung hat bei dieser funk­
tioniert», sagt auchHetal Pandya,
Mitgründer von Edison Trends.

DieKampagnehat einen regel­
rechtenHypeunter jungen Inves­
toren ausgelöst.Das zeigenDaten
der Investment­PlattformRobin­
hood, die bei jungen Brokern be­
liebt ist. 15191 Investoren hätten
in der vergangenen Woche Nike
in ihre Portfolios aufgenommen,
teilte Robinhood auf «Business
Insider»mit.Das seien 45Prozent
mehr als in derWoche zuvor.

«Investoren kauften Nike­Ak­
tien 300 Prozent häufiger, als sie
welche verkauften», sagt Sahill
Poddar,Datenwissenschaftlerder
App, zu «Business Insider». «In­

vestoren in Oregon,wo Nike sei­
nenHauptsitz hat,kauftendieAk­
tien sogar 850 Prozent häufiger,
als dass sie sie verkauften.»

Nike hatmit demSchritt, Kae­
pernick für seine Werbung zu
verpflichten, richtig kalkuliert.
Marktforschung hatte denn auch
gezeigt, dass 46 Prozent der Ni­
ke­Kunden ein positives Bild des
Footballers haben. Das ist über­
durchschnittlich viel: Auf alle
Amerikaner gerechnet unterstüt­
zen ihn nur 34 Prozent.

Zudem hatten Auswertungen
ergeben, dass Nike­Kunden öfter
der Ansicht seien, ein Unterneh­
mensolle sichbei sozialenFragen
positionieren. «Nike versteht ge­
sellschaftliche Trends und seine
Kundendemografie besserals die
meisten anderen», sagte Pandya
vonEdisonTrends zuNBCNews.
«Es ist einkalkuliertesRisiko,aber
eines,das sichpositivauf denOn­
lineverkauf ausgewirkt hat.»

UnterdessengehendieProtes­
te gegen Nike weiter. In Kenner,
einem Vorort von New Orleans,
verbotderBürgermeister in einem
Schreiben seinerVerwaltung,Ni­
ke­Produkte zu kaufen. Der Brief
landete auf FacebookundBürger­
meister Ben Zahn musste sich
rechtfertigen.DasVerbot solle die
Steuerzahler davor schützen, die
politische Agenda von Nike zu
unterstützen. Zahn stellte auch
klar, dass das Tragen von Nike­
Produkten weiterhin erlaubt sei.
Ein Shitstorm auf den ursprüng­
lichen Brief war die Folge.

Caroline Freigang

Trumps Schimpftiraden
beflügeln Nikes Verkäufe
Werbungmit «Hurensohn»Kaepernickwirkt.

«Just do it»: Ein übergrosses
Nike-Plakat mit Kaepernick
in San Francisco. Foto: Keystone

Haftung Vor sechs Jahren brann­
te die pakistanische Textilfabrik
Ali Enterprises, undmehr als 250
Menschen starben. Bei der Auf­
arbeitung des Unglücks geriet
nicht nur derHauptauftraggeber
KIK wegen der Zustände in der
Fabrik in die Kritik, sondern auch
das italienische Prüfunterneh­
men Rina. Denn die Prüfer hat­
ten nurdreiWochenvor demUn­
glück die Fabrik mit dem Zerti­
fikat SA8000 ausgezeichnet,was
eigentlich einen hohen Sicher­
heitsstandard voraussetzt.

Wie konnte das sein? Eine
Antwort wollen acht Menschen­
rechts­ und Konsumentenor­
ganisationen aus Deutschland,
Pakistan und Italien nun durch
ihre Beschwerde gegen Rina bei
der Organisation fürwirtschaft­

liche Zusammenarbeit (OECD)
erreichen, darunter die Kampa­
gne für saubere Kleidung,Medi­
co International und das Euro­
pean Center for Constitutional
and Human Rights. Zuständig
sind bei demVerfahren nationa­
le Kontaktstellen. Im Fall von Ita­
lien ist diese beim Ministerium
für wirtschaftliche Zusammen­
arbeit angesiedelt.

Den Beschwerdeführern geht
es weniger um den Einzelfall als
umdas ganze Systemder freiwil­
ligenÜberprüfung.Damitwollen
die auftraggebenden Firmen ge­
währleisten, dass Standards für
Sicherheit und Umwelt bei ihren
Zuliefern eingehalten werden.
Die Idee stammt aus der Zivilge­
sellschaft, die mit den Resulta­
ten aber unzufrieden ist. «Das

Versagen von Rina, gravierende
Mängel bei Brandschutz und
Fluchtwegen aufzudecken, zeigt
einmal mehr, dass das System
vonAudits und Zertifizierungen
denArbeitern nichts nützt», sagt
Gisela Burkhardt von der Kam­
pagne für saubere Kleidung.Gra­
vierende Auditdefizite hätten
sich auch im Falle des Einstur­
zes der Fabrik Rana Plaza ge­
zeigt.

Audits nochmals prüfen
Die Nicht­Regierungsorganisa­
tionen versprechen durch mehr
Transparenz eine Verbesserung
des Verfahrens. Ihr Vorschlag:
Die Prüfberichte zu den Sozial­
audits sollen Beschäftigte und
Gewerkschaften einsehen kön­
nen, weil sie die Einzigen seien,

die auf Widersprüche zwischen
dem Alltag in den Fabriken und
Schilderungen der Audits hin­
weisen könnten. Dass eine sol­
che Transparenz möglich ist,
zeigt eineVereinbarung überGe­
bäude­ und Brandschutz in Ban­
gladesh. Unabhängig von der
OECD­Beschwerde laufen die
Strafermittlungen der italieni­
schen Justiz gegen Rina weiter.
Gleichzeitig bereiten Aktivisten
eine zivilgesellschaftliche Klage
gegen den Konzern vor.

In Deutschland ist im Fall KIK
seit 2015 eine Schadenersatzkla­
ge hängig. Der Fall gilt als Mus­
terfall, weil sich zum ersten
Mal ein deutsches Unternehmen
für ein Unglück bei einem aus­
ländischen Zuliefererverantwor­
ten soll. Der Fall wird vom Dort­

munder Landgericht verhan­
delt. DiemündlicheVerhandlung
ist nun für den 29.November an­
gesetzt. Dass der Prozess so viel
Zeit benötigt, liegt daran, dass
die Rechtslage komplex ist. Denn
die Kläger wollen KIK nach pa­
kistanischem Recht haftbarma­
chen. Daherwurde zunächst die
Frage geprüft, ob das Landge­
richt Dortmund zuständig ist.

In der Schweiz will die Kon­
zernverantwortungsinitiative,
dass Schweizer Unternehmen
auch für Fehlverhalten im Aus­
land in der Schweiz haftenmüs­
sen. Laut Initiative soll dieseHaf­
tung aber nur für kontrollierte
Unternehmen gelten, nicht für
einfache Zulieferer im Ausland.

Caspar Dohmen

Freiwillige Sicherheitsaudits landen vor Gericht
Eine abgebrannte Textilfabrik in Pakistan hatte kurz vor dem tödlichen Unglück ein Sicherheitszertifikat
erhalten. Nichtregierungsorganisationen nehmen nun die Prüffirma in die Pflicht. Finanzen Spekulationenüber eine

Fusion von Commerzbank und
Deutsche Bank haben dieAktien
der beidenGeldhäuser amDiens­
tag in die Höhe getrieben. Nach
einem Bericht des «Spiegels»
kann sichmittlerweile nicht nur
die Bundesregierung eine Fusion
der beiden Grossbanken vorstel­
len.Auch die Führungszirkel der
beiden Finanzinstitute umDeut­
sche­Bank­Boss Christian Se­
wing und Commerzbank­Chef
Martin Zielke seien dafür durch­
aus offen. Weder die Regierung
noch die beiden Bankenwollten
den Bericht kommentieren.

Seit Jahren kochen regelmäs­
sig Spekulationen über einen Zu­
sammenschluss der beiden Ban­
ken hoch. Zuletzt hatten die bei­
den InstituteMitte 2016 Chancen
eines Zusammengehens ausge­
lotet, aber sich dagegen entschie­
den, da sie erst intern sich neu
aufstellen müssten. (Reuters)

Gerüchte um
Bankenfusion


